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Vollzugsverordnung 
zum Personalgesetz
(Änderung vom 10. Dezember 2014)

Der Regierungsrat beschliesst:

I. Die Vollzugsverordnung zum Personalgesetz vom 19. Mai 1999
wird geändert.

II. Die Änderung der Vollzugsverordnung tritt am 1. Januar 2015
in Kraft.

III. Gegen die Verordnung kann innert zehn Tagen, von der Ver-
öffentlichung an gerechnet, beim Verwaltungsgericht des Kantons Zü-
rich Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerdeschrift muss einen
Antrag und dessen Begründung enthalten. Dem Lauf der Beschwerde-
frist und der Einreichung einer allfälligen Beschwerde wird die auf-
schiebende Wirkung entzogen. 

IV. Veröffentlichung dieses Beschlusses, der Verordnungsände-
rung und der Begründung im Amtsblatt.

Im Namen des Regierungsrates
Die Präsidentin: Der Staatsschreiber:
Aeppli Husi
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Vollzugsverordnung 
zum Personalgesetz
(Änderung vom 10. Dezember 2014)

Der Regierungsrat beschliesst:

Die Vollzugsverordnung zum Personalgesetz vom 19. Mai 1999 wird
wie folgt geändert:

Vergütung 
für Nacht-, 
Sonntags- und 
Schichtdienst, 
Zeitgutschrift

§ 132. 1 Für sich aus dem Arbeitsverhältnis ergebende Arbeits-
leistungen in der Nacht zwischen 20.00 und 06.00 Uhr sowie an Sams-
tagen und Sonntagen zwischen 06.00 und 20.00 Uhr wird eine Ver-
gütung von Fr. 5.75 pro Stunde ausgerichtet.

Abs. 2–4 unverändert.

Pikettdienst § 133. Abs. 1 und 2 unverändert.
3 Pikettdienst gilt nicht als Arbeitszeit, wird jedoch mit Fr. 3.00 pro

Stunde Präsenzdienst und mit Fr. 1.75 pro Stunde Bereitschaftsdienst
vergütet. Dienstleistungen während der Pikettstellung gelten als ange-
ordnete Überzeit, die auszugleichen oder zu vergüten ist.

Begründung

1. Ausgangslage

Am 12. März 2014 beschloss der Regierungsrat die Richtlinien zum
Konsolidierten Entwicklungs- und Finanzplan (KEF) 2015–2018 und
Budget 2015 (RRB Nr. 321/2014). In den Festlegungen zum Finanz-
haushalt (F19) wurde beschlossen, dass die Vergütungen für Nacht-,
Sonntags-, Schicht- und Pikettdienste (Erschwerniszulagen) der Teue-
rung angepasst werden. Die Umsetzung dieses Beschlusses bedarf
einer Änderung der Vollzugsverordnung zum Personalgesetz (VVO,
LS 177.111).
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2. Änderungen

In § 57 Abs. 1 lit. c VVO ist geregelt, dass die Vergütungen für
Nacht-, Sonntags-, Schicht- und Pikettdienst periodisch der Teuerung
anzupassen sind. Seit dem Inkrafttreten der VVO am 1. Juli 1999
wurde eine solche Anpassung noch nie vorgenommen. Bei einer seit
2000–2013 aufgelaufenen Teuerung von 9,5% gemäss Bundesamt für
Statistik (Dokument «Landesindex der Konsumentenpreise, Total-
index, Veränderungen in % gegenüber Vorjahr») werden die Vergü-
tungen pro Stunde gemäss §§ 132 und 133 VVO auf den 1. Januar 2015
wie folgt erhöht:

Gesetzliche Grundlage Betrag alt: Betrag neu:
in Franken in Franken

§ 132 Abs. 1 VVO, Nacht-, Sonntags- und Schichtdienst 5.25 5.75 
§ 133 Abs. 3 VVO, Pikettdienst, Präsenzdienst 2.75 3.00 
§ 133 Abs. 3 VVO, Pikettdienst, Bereitschaftsdienst 1.60 1.75 

In der VVO werden lediglich diese Beträge geändert, weitere Än-
derungen ergeben sich nicht.

3. Kosten

Die mit der Anpassung der Vergütungen verbundenen Mehrkosten
können nur grob geschätzt werden. Die Vergütungssumme für Nacht-,
Sonntags-, Schicht- und Pikettdienst in den Jahren 2011 bis 2013 betrug
in den Direktionen und der Staatskanzlei durchschnittlich rund 11,4 Mio.
Franken. Die Anpassung der Vergütungen an die Teuerung verursacht
in den Direktionen und der Staatskanzlei somit Mehrkosten von rund
1,1 Mio. Franken jährlich. Da davon auszugehen ist, dass in den selbst-
ständigen Anstalten, insbesondere dem Universitätsspital Zürich und
dem Kantonsspital Winterthur, eine höhere Vergütungssumme für
Nacht-, Sonntags-, Schicht- und Pikettdienst anfällt, wird mit Mehr-
kosten von insgesamt 2,5 Mio. bis 3,0 Mio. Franken gerechnet. Diese
Mehrkosten wurden bereits in allen Leistungsgruppen des Kantons im
Entwurf zum Budget 2015 sowie im KEF 2015–2018 in den Planjahren
2016 bis 2018 eingestellt. 
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4. Vernehmlassung

Da alle betroffenen Organisationseinheiten der kantonalen Ver-
waltung bereits Kenntnis über die Anpassung der Vergütungen an die
Teuerung haben, wurde keine Vernehmlassung durchgeführt.

5. Verkürzung der Beschwerdefrist und Entzug der aufschiebenden 
Wirkung

Die geänderten Bestimmungen sollen auf den 1. Januar 2015 in
Kraft treten. Gemäss § 10 Abs. 2 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes
vom 24. Mai 1959 (VRG; LS 175.2) sind kantonale Erlasse mit einer
Rechtsmittelbelehrung zu veröffentlichen. Dem Lauf der Beschwerde-
frist und der Einreichung eines Rekurses kommt aufschiebende Wir-
kung zu (§ 55 in Verbindung mit § 25 Abs. 1 VRG). Die anordnende
Instanz kann aus besonderen Gründen dem Lauf der Beschwerdefrist
und der Einreichung einer allfälligen Beschwerde die aufschiebende
Wirkung entziehen (§ 25 Abs. 3 VRG). Gemäss § 22 Abs. 3 VRG kann
die anordnende Behörde bei besonderer Dringlichkeit sodann die Re-
kursfrist bis auf fünf Tage abkürzen. Gleiches gilt für die Beschwerde
ans Verwaltungsgericht (§ 55 VRG). Damit die Anpassung der Vergü-
tungen für Nacht-, Sonntags-, Schicht- und Pikettdienst an die Teue-
rung auf den 1. Januar 2015 umgesetzt werden kann, ist einer allfälligen
Beschwerde die aufschiebende Wirkung zu entziehen. Zudem ist die
Beschwerdefrist auf zehn Tage abzukürzen. 


